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ES drohen 
Umsturz und 
Diktatur! 


Die Symbole von Gewalt und Zerstörung: 


y“ 


»Man kann den Sinn und die historische Mission unserer Zeit in einem 
zusammenfassen: ihre Aufgabe ist es, die Kulturmenschheit neu zu ord- 
nen, an die Stelle des bisher herrschenden gesellschaftlichen Systems 
ein neues zu setzen.« 


»So besteht denn die erste Aufgabe unserer Zeit in der Zerstörung: alle 
sozialen Schichtungen und gesellschaftlichen Formungen, die das alte 
System geschaffen hat, müssen vernichtet, die einzelnen Menschen müs- 
sen aus ihren angestammten Millieus herausgerissen werden; keine Tra- 
dition darf mehr als heilig gelten ...« 


Nahum Goldmann 
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Das offene Wort 


Amerikas Schicksal 
sollte uns warnen! 


Was steckt hinter »Black Li- 
ves Matter«? Schon im ver- 
gangenen Jahr forderte der 
Dachverband »Bewegung für 
Schwarzes Leben« (M4BL), 
zu dem diese 2013 gegrün- 
dete Gruppe gehört, Polizei 
und Gefängnisse abzuschaf- 
fen und eine »radikale Neu- 
ausrichtung der Macht anzu- 
streben«. 


Es ist erschreckend, wie die- 
se Antifa-Ziele nun auch in 
Deutschland mit Duldung, ja 
sogar mit Fördergeldern des 
Staates verwirklicht werden: 
Immigration, Zersetzung, 
Auflösung und Umwertung 
aller Werte, ganz wie es der 
höchst einfluRreiche Nahum 
Goldmann in seinem 1915 er- 
schienenen Buch »Der Geist 
des Militarismus« beschrieb. 


Hautnah und aktuell erleben 
wir seit Jahrzehnten und 
täglich mehr die Zerstörung, 
die Goldmann forderte. Er 
schloß mit der Forderung 
nach einem pyramidalen, 
hierarchischen Herrschafts- 
system, das aus dem Chaos 
hervorgehen und die Men- 
schen »uniformieren« würde. 


Die gutmenschlichen Bürger, 
die zurzeit gegen »Rassis- 
mus« zu Demos auf die Stra- 
ße gehen, ahnen nicht im 
Traum, von wem und wozu 
ihr Gerechtigkeitsempfinden 
mißbraucht wird. 


Nach der Kriegsschuldkeule, 
der Klimakeule und Corona- 
Panik folgt nun die Rassis- 
muskeule, um diese Ziele zu 
erreichen. 


Die Warnung vor Umsturz 
und Diktatur ist nicht so 
grundlos, wie manche mei- 
nen mögen! 

Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Die Antifa tobt sich aus 


Vom Rotfrontkämpferbund in 
der Weimarer Republik über die 
Kulturrevolution in China und 
den Revolutionsbewegungen in 
Mittel- und Südamerika bis hin 
zum Arabischen Frühling — die 
geballte Faust ist und bleibt ein 
Zeichen für Gewalt, Zerstörung, 
Umsturz und Diktatur. Demzufol- 
ge findet dieses Zeichen, in wel- 
cher Farbwahl auch immer, noch 
heute sowohl bei gewaltbereiten 
Organisationen Anwendung, wie 
z.B. Black Panther, Antifa, White 
Power als auch beim gemein- 
schaftlichen Absingen der »Inter- 
nationale«. 


Als vor wenigen Wochen im Tau- 
sende Kilometer entfernten Min- 
neapolis ein »farbiger« Kriminel- 
ler durch Polizeigewalt ums Le- 
ben kam, entdeckten Grüne und 
Linke den »latenten Rassismus« 
in Deutschland — seither suhlen 
sich die »Bessermenschen« 
und die von ihnen Verführten in 
Selbstbezichtigungen. 


Obwohl die Medien uns selektiv 
und behutsam die Gewaltbilder 
aus den USA in die Wohnzimmer 
bringen, läßt es sich nicht ver- 
heimlichen, daß eine vorwiegend 
schwarze Menge plündernd und 
brandschatzend durch etliche 
Städte der USA tobt. 


Mit dabei weiße, linke Agitatoren, 
die sich wohlweislich im Hinter- 
grund halten, um ihre eigenen 
Ziele zu verfolgen. Gemeinsames 
Kennzeichen: Die geballte Faust 
als Zeichen für Gewalt und Zer- 
störung. 


Als Trump damit drohte, die An- 
tifa in den USA als Terrororgani- 
sation zu verbieten, erhob sich in 
rot-grünen Kreisen der Bundesre- 
publik ein Wehklagen. Verständ- 
lich, wenn die Gefahr besteht, als 
Terror-Sympathisant nicht mehr 
in die USA einreisen zu dürfen 
oder ausgewiesen zu werden. 


Unverhohlen zeigt die »Sozialis- 
tische Einheitsfront«, bestehend 
aus SPD/GRÜNE/LINKE, ihre 


SPIEGEL DER ZEIT 


Nähe zur gewaltbereiten Anti- 
fa. Die SPD-Vorsitzende Saskia 
Esken solidarisiert sich öffent- 
lich, indem sie twittert: »58 und 
Antifa. Selbstverständlich.« (Im 
Ernst, die Dame ist erst 58 Jah- 
re alt!) Der SPD-Bundesvor- 
stand ergänzt: »157 und Antifa. 
Selbstverständlich.« Abgesehen 
von der historischen Dämlichkeit, 
die SPD würde seit 157 Jahren 
gegen den Faschismus kämp- 
fen, sind die Aussagen eindeutig 
— die SPD steht mit ihrer Spitze 
voll und ganz hinter der terroristi- 
schen deutschen Antifa. 


Anstatt dieses Verhalten politisch 
zu nutzen und es einer breiten 
Öffentlichkeit bekannt zu ma- 
chen, ducken sich wie gewohnt 
die »bürgerlichen« Parteien weg 
und auch die als »rassistisch« dif- 
famierte AfD hält sich bedeckt. 


So kann sich der linke Terror, von 
Parteien und Medien stillschwei- 
gend bis wohlwollend begleitet, 
unter dem Mantel des »Anti-Ras- 
sismus« auf unseren Straßen 
austoben. 


Allerdings haben die Proteste 
in ganz Westeuropa eine neue 
»Qualität« erlangt. Für jeden 
sichtbar »kämpfen« jetzt »Peop- 
le of Color«, Migranten und Kri- 
minelle Seite an Seite mit Links- 
chaoten gegen die staatliche 
Ordnung — wer Augen im Kopf 
hat sieht, was uns in Zukunft er- 
wartet! 


ZUM NACHDENKEN: 


Barbara Borchardt (SED, 
PDS, Linke) hat die vom Bun- 
desverfassungsschutz als 
»linksextrem« eingestufte 


und beobachtete »Antikapita- 
listische Linke« mitgegründet 


und unterstützt. 


Mit den Stimmen von SPD, 
CDU und Linke wurde sie 
im Mai als Richterin an das 
Landesverfassungsgericht 
Mecklenburg-Vorpommern 
gewählt. 
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Neue Volkskrankheit: »„Rassismus«? 


Ein in den USA durch Polizeige- 
walt getöteter »Farbiger« wird 
von den Rot-Grünen als Steilvor- 
lage für eine erneute Hetz- und 
Haßkampagne gegen die ange- 
stammte deutsche Bevölkerung 
mißbraucht. 


Aus dem Berliner Politbüro wird 
uns jeden Tag über die Staats- 
medien mitgeteilt, wie rassistisch 
der »deutsche, weiße Mensch« 
sei — und dies seit Generationen. 
Von diesem Vorwurf bleibt keiner 
verschont, ob es Immanuel Kant, 
Robert Koch oder Friedrich Schil- 
ler sind — oder die »Rassisten« 
von heute. 


Nun könnte man meinen, die Ah- 
nen hätten, bedingt durch Wis- 
senslücken, die Menschheit noch 
in Rassen eingeteilt. Dagegen 
will die moderne Wissenschaft er- 
kannt haben, daß es keine Ras- 
sen gebe. 


Das stimmt allerdings nur, wenn 
man Soziologie, Genderismus, 
Politologie oder sonst ein Gedöns 
studiert hat — dann wird man Ras- 
sen, Geschlechter und generell 
Individualismus verneinen. 


Allerdings gibt es eine »gefähr- 
liche Wissenschaft«, die Gene- 


tik (Lehre der Vererbung). Diese 
kann anhand der DNS feststellen, 
woher die Vorfahren kamen, wel- 
che Haar- und Augenfarbe man 
hat und welchem »Volksstamm« 
man angehört. 


Das paßt natürlich nicht in das 
Bild der neokommunistischen 
»Transformatoren« — Gleichma- 
cherei ist deren Geschäftsmodell. 


Also wird alles — von Habeck bis 
Esken und den SED-Nachfolgern 
— darangesetzt, den Begriff der 
»Rasse« aus Artikel 3 des Grund- 
gesetzes zu eliminieren. 


Jetzt könnte jemand spitzfin- 
dig auf die Idee kommen: Ohne 
»Rasse« kein »Rassismus«! So 
einfach geht das auch wieder 
nicht. In typisch marxistischer 
Wortverdreherei bleiben die wei- 
ßen Europäer — alleine wegen 
des Schuldgefühls — weiter »Ras- 
sisten« oder »Menschenfeinde«. 


Entlarvend ist die Stoßrichtung, in 
der die Angriffe der Links/Grünen 
in Deutschland stattfinden. 


Nachdem es Frau von der Leyen 
geglückt ist, aus der Bundeswehr 
dank Rechtsextremismusvorwür- 
fen und einer systematischen 
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Aushöhlung der Kampfkraft eine 
Lachnummer zu machen, ist jetzt 
die Polizei dran. 


Saskia Esken (SPD-Vorsitzen- 
de) eröffnet das Feuer: »Auch in 
Deutschland gibt es latenten Ras- 
sismus in den Reihen der Sicher- 
heitskräfte, die durch Maßnah- 
men der Inneren Führung erkannt 
und bekämpft werden müssen.« 
Für Rassisten und Rechtsextre- 
misten dürfe es in der Polizei kei- 
nen Platz geben. Esken fordert 
zusätzlich zu den schon vorhan- 
denen Denunziationsstellen eine 
weitere »bundesweite Beschwer- 
destelle«, um Clanmitgliedern die 
erweiterte Möglichkeit zu geben, 
sich über Polizeiwillkür oder »Ra- 
cial Profiling« zu beschweren. 


Auch der »charakterstarke« Bun- 
desinnenminister Horst Seehofer 
(CSU) schlägt zusammen mit 
Justizministerin Christine Lam- 
brecht (SPD) vor, eine »wissen- 
schaftliche Studie« über den Ras- 
sismus bei der deutschen Polizei 
auf den Weg zu bringen. 

Wir haben in Deutschland kein 
»Rassismus«-Problem - wir 
haben ein »Politiker«-Problem. 


DAS NEUE TOTSCHLAGWORT 
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Drehbuch einer »Antirassimus«-Demo 


Sollten Sie, liebe Leser, trotz aller 
Zweifel und Bedenken dennoch 
das unbändige Verlangen ha- 
ben, noch heute auf eine »Black- 
Lives-Matter«--Demo gehen zu 
wollen, lesen Sie bitte erst die 
nachfolgenden Zeilen. Um auf 
einer solchen Demo nicht un- 
angenehm aufzufallen, findet 
man auf der Facebook-Seite von 
»Linke PoC / Migrantifa« Verhal- 
tensmaßregeln für »weiße Men- 
schen«: 


»Leitlinien für 

Weisse Menschen zu 
Protesten, die von 
Schwarzen Menschen 
geführt werden 


Vor allem: Informiere dich, ob 
ein antirassistischer Protest von 
Schwarzen Menschen und Peo- 
ple of Color (BPoC) organisiert 
wird. Nimm nur dann daran teil. 


1. SCHREIE PAROLEN NUR 
NACH 


Fange nicht selbst an, Parolen 
zu schreien oder sie anzugeben. 
Deine Aufgabe ist es, diesen zu 
folgen und deine Stimme hinzu- 
zufügen, wenn dazu aufgefordert 
wird. 


2. MACH KEINE SELFIES 


Frage nach Bildern oder Videos 
von Einzelpersonen. Du bist nur 
als Zeuge hier. Filme die Polizei 
so oft wie möglich und behalte es 
auf einer Festplatte. Dein Ziel ist 
Dokumentation, um sicherzuge- 
hen, dass das richtige Narrativ 
erzählt wird. 


3. SEI NÜTZLICH 


Verteile Wasser und Snacks. 
Schau, dass die Protestanfüh- 
rer*innen hydriert und satt sind. 
Es ist eine erschöpfende Aufga- 
be, hilf ihnen, ihre Energie oben 
zu halten. 

4. FOLGE ANWEISUNGEN 
Wenn eine Schwarze Person dir 


sagt, etwas zu tun, tu es. Res- 
pektiere die Autorität und Ent- 


facebook 


(®) Linke Pot / Migrantifa 


Leitlinien für Weisse Menschen zu Protesten, die vor 
Schwarzen Menschen geführt werden 


vor allem: Informiere dich, ob ein anlirassistischer Protest von 
Schwarzen Menschen und People of Color (BPoGC] organisiert 


wird. Nimm nur dann daran teil. 


1. SCHREIE PARÖLEN NUR NACH 

Fange nicht selbst an, Parolen zu schreien oder sie anzugeben. 
Deine Aufgabe ist es, diesen zu folgen und deine Stimme 
hinzuzufügen, wenn dazu aufgefordert wird. 


2. MACH KEINE SELFIES 


Frage nach Bildern oder Videos von Einzelpersonen. Du bist nur 
als Zeuge hier. Filme die Polizei so oft wie möglich und behalte 
es auf einer Festplatte. Dein Ziel ist Dokumentation, um 
sicherzugehen, dass das richtige Narrativ erzählt wird. 


3. SEI NÜTZLICH 


Vertelle Wasser und Snacks. Schau, dass die 
Protestanführertinnen hydriert und satt sind. Es ist eine 
www.facebook.com/LinkePoC/posts/542430193090904 (Bildschirmausdruck) 


scheidung von Schwarzen Pro- 
testierden zu allen Zeiten. 


5. BLEIBE HINTEN BIS DU 
NACH VORNE GERUFEN 
WIRST 


Wenn du hörst "Weisse Men- 
schen nach vorne" oder "Allies 
nach vorne", schreite voran und 
verschränke die Arme mit an- 
deren Weissen Menschen als 
menschliches Schutzschild. 


6. WENN DU VORNE BIST, SEI 
STILL 


Deine Aufgabe ist es, ein Kör- 
per zu sein. Du bist hier nur für 
die Unterstützung. Die einzigen 
Stimmen auf der Konfrontations- 
linie sollten Schwarze Stimmen 
sein. 


7. BLEIB JEDERZEIT RUHIG 


Das ist schwer. Du wirst bewegt 
sein, und dein System wird mit 
Adrenalin gefüllt sein. Denke da- 
ran, dass dies Leben und Tod für 


die Protestierenden ist. Spare dir 
deine Gefühle für zuhause. AGI- 
TIERE NICHT! 


Dies ist kein Spiel, an einem Pro- 
test teilzunehmen ist eine ernst- 
hafte Entscheidung. Gehe sicher, 
dass du aus den richtigen Grün- 
den hier bist. Unterstütze jeder- 
zeit den Schutz von Schwarzen 
Protestierenden.« 


Dies ist endlich mal eine konkre- 
te Lebenshilfe für den »kleinen, 
weißen Revoluzzer«. So lernt er 
am praktischen Beispiel, wie er 
sich in seinem weiteren Leben 
»People of Color« gegenüber zu 
benehmen hat. 


Merke: Wenn »Schwarze Men- 
schen« Kommandos geben, die 
»Weiße Menschen« ausführen 
müssen, ist das »Antirassis- 
mus«, umgekehrt ist das selbst- 
verständlich das Gegenteil. 


Es ist nur noch Irrsinn, was in 
diesem Land vor sich geht. 


REGELN FÜR »WEISSE« 
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Trump droht mit US-Truppenabzug 


Endlich mal was 
Erfreuliches! 


US-Präsident Donald Trump 
»droht« mit einem Teilabzug der 
US-Truppen aus Deutschland, 
weil die Bundesregierung ihrer 
Pflicht nicht nachkomme, zwei 
Prozent des Bundesinlandspro- 
dukts (BIP) für die Rüstung und 
damit für die NATO auszugeben. 


Wir und die Mehrheit der Deut- 
schen fordern das schon seit 
Jahrzehnten: Abzug der ehe- 
maligen Feindtruppen aus 
Deutschland, insbesondere 
der USA einschließlich ih- 
rer Atomwaffen-Arsenale auf 
deutschem Boden! 


Mit rund 34.500 Soldaten und 
weiteren 17.000 zivilen Militärs 
ist die Bundesrepublik nach Ja- 
pan 75 Jahre nach Kriegsende 
immer noch der weltweit zweit- 
größte ausländische Militär- 
standort der US-Streitkräfte. 


Statt sich über den Abzug von 
zunächst rund 10.000 Soldaten 


zu freuen, schäumen US- und 


NATO-hörige »Atlantiker« wie 
Norbert Röttgen vor Empörung. 


Als Vorsitzender des außenpo- 
litischen Ausschusses des Bun- 
destags und Möchtegern-Vorsit- 
zender der CDU will er Trump 
besänftigen und den deutschen 
NATO-Beitrag erhöhen, zumal 
der Fraktionsvorsitzende der 
SPD, Rolf Mützenich, von deut- 
scher Seite aus schon gefordert 
hatte, die Stationierung aller US- 
Atomwaffen in Deutschland zu 
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Photo by Sgt. Dommnique Washington, 7th Mobile Public Affairs Detachment 


beenden. Zitat Röttgen: »Eine 
solche Politik isoliert Deutsch- 
land, schwächt Europa, spaltet 
den Westen und ermuntert Ruß- 
land«. 

Wir fragen: Vor wem sollen uns 
US-Truppen in Deutschland 
schützen, wo wir doch nur von 
Freunden und Verbündeten um- 
geben sind? 

Also, Herr Trump: Ihre Drohung 
ist endlich mal etwas Erfreuli- 
ches! 


Die versteckten Stationierungskosten 


Mitte 2019 machten deutsche Medien mit Titel wie »US-Truppen kosten Bund Hunderte Millionen« 
auf. Hin und wieder erscheinen kleinere Meldungen, daß mal hier oder dort ein paar Millionen für 
den Bau oder die Sanierung von US-Kasernen vom deutschen Steuerzahler bezahlt wurden. 


Wie hoch sind die Kosten der 
US-Truppen, bzw. der auslän- 
dischen Truppen in Deutsch- 
land wirklich? 


Die Kosten für das ausländische 
Militär werden nicht jährlich ge- 
sammelt für jeden gut sichtbar zu- 
sammengestellt, sondern finden 
sich, teils versteckt, auf mehre- 
ren tausend Seiten des jährlichen 
Bundeshaushalts — gut verteilt auf 
verschiedene Budgets. 


Die Baukosten auf Liegenschaf- 
ten ausländischer Streitkräfte 
finden sich z.B. im Budget des 
Verkehrsministeriums (im Kapi- 
tel 12.15, Titel 632.03) unter der 
Überschrift »Erstattung der den 
Ländern bei der Erledigung von 


Bauaufgaben des Bundes entste- 
hende Kosten«. 


Nichts in der Haushaltsrechnung 
des Bundes deutet auf solche 
versteckt untergebrachten Kosten 
hin. Offensichtlich haben selbst 
die Regierenden keinen genauen 
Überblick über diese Kosten. Le- 
diglich »kleine Anfragen« der Op- 
positionsparteien im Deutschen 
Bundestag fördern die eine oder 
andere Zahl an das Tageslicht. 


Die Irreführung mit 
dem Wirtschaftsfaktor 


Durch die nicht deutlich ersicht- 
liche Haushaltsaufstellung des 
Bundes über die Kosten der aus- 
ländischen Truppen fällt es auch 


leicht, den Steuerzahler gebets- 
mühlenartig einzutrichtern, daß 
die US-Stützpunkte reine »Job- 
maschinen« und Wirtschaftsfak- 
toren seien und wir deshalb für 
einen Verbleib der Truppen in 
Deutschland seien sollen. 


Dabei wird von den Befürwortern 
mit falschen Zahlen operiert, die 
real um ein X-faches höher sind. 


Die Irreführung mit 
der Sicherheit 


Das andere Hauptargument der 
Befürworter ausländischer Trup- 
pen in Deutschland ist das der 
militärischen Sicherheit. Natürlich 
ist der Zustand der deutschen 
Bundeswehr unbestreitbar be- 


BESCHÜTZER ODER BESATZER? 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen www.un-nachri 


Kosten für die Stationierung ausländisc 


Sanierungs- 821 01-033 Baukosten 896 01-033 883 02-033 698 02-033 518 01-061 
kosten Erwerb von Restwertent- Erschlie- | Abgeltung von Mieten und U 
Grundstücken schädigung für | Rungsbeiträge Schäden und Pachten 


Investitionen in andere Auf- stück 
ben. Liegen- wendungen ... liche 
schaften 


| zone | oof rasoo) | | 
E BEE a BEN 
Tran | 2ornammmo| aanoonee| — | | 
Ton nsanommmo | 22220000 | | | 
Tom | oraomommo| aarsooo | — | | 
ses raosaommmo | nsmnaoneo | | | 
Tr | oamaommmo| zasnooeo | — | | 
rn f sero] asooo | | 
ET zn | oanosommmo| azesoone| — | | 
sam] zaoszommmo| sarron] aseze] | 
IT os | roazmommo| aaa] —_ | | 
IT ossmoeo | romssonn„0| 2626500000] Tanne | J | 
Toon mo Tooı1o000| sesoaooooo] name] — | | 
IT oroo | assroooooo| ozro] saoo] | | 
Toro ensraoooo| sa2asammmo| zooo) — | | 
IT resommmo | snn2000000| aoısammmo| 352.000,00] 1730265000] 270675200 
aronsssas| sommm| | 10000ammmo| esosooae| omocema| 1-s00:000.00 
RES 1 BE EN BEE EEE EEE 
e EEE BEE EEE HERE KEEEEEE 
E EEE VE EEE VE Een EEE 
e EEE KERN KERN EEE 


Hinweis: 

Die roten Zahlen sind Schätzungen und Prognosen des Bundesministeriums der Finanzen, 

die blauen und grünen Zahlen bei den Gesamtkosten sind die vom Bundesminister der Finanzen bzw. von der Bundesregierung angegebenen 
Gesamtkosten, die nicht detailliert vorliegen. 

Der Eintrag 0,00 besagt, daß in der Haushaltsrechnung dieser Wert genannt ist. Zu den freien Feldern konnten wir keine Angaben finden. 
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er Streitkräfte in Deutschland (in Euro) 


519 01-033 517 01-033 429 02-033 712 03-033 698 04-033 982 01-890 Sonst. Kosten | Gesamtkosten pro 
terhaltung Bewirt- Leistungen Baumaßnah- | Ausgleich von | Zahlungen von 526 01-033 Jahr (Summen 
der Grund- schaftung der für ehem. | men, insbeson- Besatzungs- Mieten, Pach- 532 01-033 der Tabelle oder 
e und bau- Grundstücke, Arbeitskräfte dere Ersatz- schäden ten, Nutzungs- 632 01-033 externe Quelle) 
n Anlagen Gebäude und | der Streitkräfte bauten f. ausl. entgelt, Bewirt- 698 01-330 
Räume der Entsende- Streitkräfte schaftung, an | 883 01-033 u.a. 
staaten Dritte ... 
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T 120200000 
| 119100.000,00 
| izmo] 
o nooo] 
E 
o aro 
E 
| _1.075.822,00 


2.408.262,00 1.821.051,00 


174.414,00 | 7.438.170,00 | 13.592.024,00 E 
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nn 
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505.628,00 2.000] 1.652.639,00 | 169.992.782,00 
500.000,00 
500.000,00 


Quellen: 

»Haushaltsrechnung und Vermögensrechnung des Bundes für das Haushaltsjahr 2001«; »Haushaltsrechnung des Bundes für das Haus- 
haltsjahr« 2009, 2010, 2011, 2012, 2013, 2014, 2015, 2016, 2017, 2018; Gesamtplan des Bundeshaushaltsplan 2019 des Bundesmiiniste- 
riums der Finanzen; Bundestags-Drucksachen 15/5905, 16/9389,17/5586, 17/13166, 18/1400, 19/12356; Bundesrat-Drucksache 221/19; 
Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, WD 2 - 3000 - 212/15 
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denklich. Es fehlt das 
Geld an allen Ecken 
und Enden. Wenn also 
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das Argument der mi- 
litärischen Sicherheit 
angeführt wird, stellt 


sich zwangsläufig die 
Frage, ob die Milliar- PAR 
den, die wir für auslän- jan sinn 

dische Truppen ausge- nn me 


ben, nicht eine sinnvol- 
lere Investition in deut- 
sches Militär wäre? 


Dabei würden neben 
der Bundeswehr auch 
die deutsche Wirt- 
schaft profitieren und 
der Steuerzahler durch 
Mehreinnahmen im 
Bundeshaushalt entla- 
stet. Also auch dieses 


Germany“, https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/legalcode 
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Argument hinkt. 


Die Sicherheit der deutschen Be- 
völkerung wird durch die auslän- 
dischen Truppen in Deutschland 
gefährdet! Abgesehen von der 
Kontaminierung der Böden und 
des Grundwassers bei den Lie- 
genschaften der Truppen sowie 
der rund 20 in der Eifel lagernden 
US-Atomwaffen bezweifeln wir, 
daß eine US-Armee unter den 
jeweiligen, meist kriegführenden 
US-Präsidenten zur Sicherheit 
unserer Bevölkerung beiträgt. 


Freunde oder Besatzer? 


Die Frage, wie sich die NATO- 
Truppen in Deutschland — über- 
wiegend US-Truppen - verhalten 
würden, wenn wir von unserem 
Recht Gebrauch machen, aus 
dem NATO-Truppenstatut, dem 
Aufenthaltsvertrag und dem 
Streitkräfteaufenthaltsgesetz aus- 
zusteigen, ist rein spekulativ. 


Niemand kann garantieren, daß 
dann nicht plötzlich aus den 
»Freunden und Beschützern« 
wieder Besatzer werden — sind 
doch in der UNO-Charta immer 
noch die Feindstaatenklauseln 
festgeschrieben. Laut Äußerun- 
gen bundesdeutscher Politiker 
seien diese zwar obsolet, aber 
obsolet heißt nicht gestrichen! 


Hochrechnungen 
und Hintergründiges 
zu den Kosten 


Die Kosten der NATO-Truppen in 
Deutschland betreffen zwar nicht 
nur die US-Truppen, diese ma- 
chen jedoch den fast vollständi- 
gen Betrag aus. 


Die Kosten der sowjetischen Ro- 
ten Armee in Mitteldeutschland 
sind nicht in der Tabelle aufge- 
führt. Die Sanierungen laufen 
heute noch. 1990 vereinbarten 
Kanzler Kohl und der sowjetische 
Präsident Gorbatschow für den 
Abzug der Sowjettruppen aus 
Deutschland für 1990 bis 1994 
eine Summe von 15 Milliarden 
Euro. 


Uns liegt ein Ausdruck der Inter- 
netseite der deutschen Botschaft 
in Washington aus dem Jahre 
2007 vor, worin die Fakten zu den 
US-amerikanischen Stützpunkten 
in Deutschland zusammengetra- 
gen wurden. Darin heißt es wört- 
lich: 

»Each Year, Germany contri- 
butes nearly $1 billion to the 
upkeep of U.S. bases in Germa- 
ny«. 

»Deutschland trägt jedes Jahr fast 
eine Milliarde US-Dollar zum Un- 


BESATZUNGSKOSTEN 
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terhalt der US-Stützpunkte in 
Deutschland bei«. Das würde 
für die US-Truppen in Deutsch- 
land von 1990 bis 2020 unge- 
fähr 30 Milliarden Euro bedeu- 
ten. 


Späte 
Besatzungskosten: 
85 Milliarden Euro 


Zusammengerechnet liegen die 
gesamten Kosten nach dieser 
Hochrechnung bei 45 Milliarden 
Euro für die Zeit nach 1990. 


Da die ausländischen Truppen 
seit 1945 in Deutschland ver- 
weilen — zuerst nach Besat- 
zungsrecht, später nach NATO- 
Truppenstatut — wäre auch die 
Zeit mindestens seit der Grün- 
dung der Bundesrepublik 1949 
bis 1989 zu berücksichtigen. 


Das wären laut Aussage der deut- 
schen Botschaft in Washington 
weitere mindestens 40 Milliarden 
Euro für den deutschen Steuer- 
zahler gewesen. 


Summa summarum also insge- 
samt 85 Milliarden Euro. 


Wohlgemerkt ist dies nur eine 
Hochrechnung, die wirklichen 
Kosten dürften um ein Vielfaches 
höher sein. 


Das Argument, daß wir auch an 
den ausländischen Truppen ver- 
dienen, darf angezweifelt wer- 
den, solange der Bund keine 
diesbezügliche Auflistung liefert. 
Die Soldatenfamilien sind nach 
NATO-Truppenstatut von Zöllen 
und Abgaben befreit. Sie zahlen 
weder Mehrwertsteuer noch Kfz- 
Steuern. Sie decken ihren täg- 
lichen Bedarf in eigenen Läden 
und Tankstellen. 


Die noch lückenhafte Aufstellung 
auf den Seiten 6 und 7 dieser 
UN ist der Versuch, etwas Licht 
in eine längst überfällige Kosten- 
rechnung zu bringen, die in den 
Haushaltsplänen des Bundes seit 
Jahrzehnten verschleiert wird. 

Es wird höchste Zeit, den mündi- 
gen Bürgern und Wählern reinen 
Wein einzuschenken! 
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Irre: EU stellt sich 
über deutsches Recht 


und wir zahlen dafür! 


»Europarecht 
geht immer vor 
nationalem Recht« 


Vor einigen Wochen hat das 
Bundesverfassungsgericht die 
Rechtskompetenz Europas wie- 
der einmal gestutzt. Da nur die 
27 Staaten souverän seien, gin- 
gen deren Grundrechte vor Eu- 
roparecht. Entsetzt verkündete 
die Kommissionspräsidentin von 
der Leyen »Europarecht geht 
immer vor nationalem Recht« 
und stieß dabei auf Zustimmung 
des Europäischen Gerichtsho- 
fes, obwohl die Rechtslage ein- 
deutig anders liegt. Der Europä- 
ische Gerichtshof hat aber immer 
schon versucht, in nationale 
Rechtssouveränität hineinzuent- 
scheiden. 


Ähnlich geht die Europäische 
Zentralbank vor. Selbst das 
Bundesverfassungsgericht hat 
ihr bescheinigt, daß sie ständig 
»ultra vires«, d.h. außerhalb ih- 
rer Kompetenz tätig wird: mit der 
Finanzierung zahlungsunfähiger 
Staaten, mit der Direktfinanzie- 
rung privater Unternehmen, mit 
unbegrenzter Geld- und Schul- 
denschöpfung und mit einer eu- 
ropäischen Finanzpolitik, die ihr 
überhaupt nicht zusteht. 


Illegale Handlungen 
der EZB 


So wurden Risiken für alle Bürger 
Europas und insbesondere für 
die soliden Länder geschaffen, 
die nur wie bei Wechselreiterei 
vorgetragen sind, aber irgend- 
wann bezahlt werden müssen. 
Kurz gesagt: Die EZB hat durch 
illegale Handlungen überpropor- 
tionale Zahlungspflichten in Bil- 
lionenhöhe für Deutschland ge- 
schaffen. 


Zum ersten Mal hat sich die EU- 
Kommission nun auch die zentra- 
le Sozialkompetenz angemaßt, 
indem sie ein Kurzarbeitergeld 
für alle Staaten im Gesamtvolu- 
men von 100 Milliarden Euro be- 
schloß und ganz überrascht war, 
daß nach dem Austritt Englands 
die restlichen Verteidiger der So- 
zialsouveränität (insbesondere 
Deutschland) dazu schwiegen. 


Wer schweigt, stimmt zu, gilt in 
der Wirtschaft. So ist die EU zum 
ersten Mal in die Sozialsouve- 
ränität der Mitgliedsstaaten ein- 
gebrochen bzw. hat zum ersten 
Mal widerspruchslos Sozialkom- 
petenz an sich gezogen. Der 
nächste Schritt ist, daß sie für 
diese Ausgaben Zahlungsquellen 
(Steuern) verlangt. 


Den entscheidenden Schlag ge- 
gen den Widerstand der soliden 
Nordstaaten bei einer Schul- 
den- und Finanzunion hat die 
Kommission jetzt unter Corona- 
Vorwand geschaffen: Ein Aus- 
gabenprojekt von 750 Milliarden 
Euro — angeblich zur Behebung 
der Corona-Krise, tatsächlich 
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aber zur Rettung der illiquiden 
Mitgliedsländer Italien, Spanien, 
Frankreich, Griechenland usw. 


500 Milliarden Euro sollen davon 
»Wiederaufbaugeschenke« ohne 
Rückzahlungsverpflichtung der 
Empfänger sein, die anderen 250 
Milliarden Euro Darlehen. Kurz 
gesagt: Die EU-Kommission will 
den Einzelkonkurs bankrotter 
Staaten jetzt durch Geschenke 
verhindern, für die sie kein Geld 
hat, sondern erst besorgen muß. 


Damit unterläuft sie den Wider- 
stand Deutschlands und anderer 
solider Staaten gegen die Euro- 
bonds und verschafft sich eben- 
falls zugleich einen Anspruch, die 
zugesagten Gelder durch eigene 
Steuern abzahlen zu wollen. 


Wer also Brüssels Milliarden-Ge- 
schenken zustimmt, nimmt auto- 
matisch in Kauf, daß Brüssel 


e die Finanzsouveränität über 
die Mitgliedsländer erwirbt, 


e Eurobonds zu Lasten aller Mit- 
gliedsstaaten ausgeben darf 


e und eigene Steuerhoheit be- 
kommt, also eine neue Finanz- 
souveränitäts-Ebene oberhalb 
der bisher finanzsouveränen Mit- 
gliedsstaaten schafft. 


Provinz Deutschland 


So wird Schritt für Schritt aus ei- 
ner Wirtschafts- und Interessen- 
gemeinschaft ein Zentralstaat 
und werden die Mitgliedsländer 
zu Provinzen, werden aber wei- 
terhin die am höchsten besteuer- 
ten Bürger Europas (in Deutsch- 
land) zumeist zur Ader gelassen 
und die höchsten Sozialsysteme 
zugunsten der Defizitländer »har- 
monisiert«, also abgezapft. 


Wir sollten uns genau anschau- 
en, welche Parlamentarier dieser 
Ausplünderung Deutschlands 
über Europa zustimmen werden. 
Die nächsten Wahlen kommen 
bestimmt! 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


EURO-WAHN MACHT DEUTSCHLAND ARM! 
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Kurzmeldungen 


Brüssel drückt der 
Lufthansa die Luft ab 


Das wird den deutschen Steuer- 
zahlern schwer zu erklären sein: 


Für die Lufthansa-Rettung durch 
eine Staatsbeteillgung brauchen 
wir eine Genehmigung der EU! 


Um die zu erhalten, stellt die EU- 
Kommission Bedingungen: 


Die Lufthansa müsse dafür wert- 
volle Start- und Landerechte an 
den Drehkreuzen München und 
Frankfurt an ausländische Flugli- 
nien abgeben. 


Es ist schon seltsam: Wir dürfen 
ein deutsches Unternehmen, das 
durch die Corona-Krise nahe- 
zu stillgelegt wurde, nur retten, 
wenn wir ihm die Luft nehmen. 


In Berlin heißt es hinter vorge- 
haltener Hand, daß mächtige 


französische EU-Beamte das als 
willkommene Chance gesehen 
hätten, die deutsche Fluggesell- 
schaft nachhaltig zu schwächen. 


Wir sollen Milliarden und Abermil- 
liarden Euro in EU-Rettungspro- 
gramme stecken, die vor allem 
nach Südeuropa fließen, und 


gleichzeitig wird uns von der EU 
vorgeschrieben, unter welchen 
Bedingungen wir einheimische 
Unternehmen retten dürfen. 


Mehrwertsteuer 
schrumpft auf 
16 Prozent 


Die Super-Ökonomen aus Berlin 
haben, um die Konjunktur anzu- 
kurbeln, die Mehrwertsteuer auf 
16 beziehungsweise fünf Prozent 
gesenkt. Das wird im besten Fall 
dazu beitragen, daß die Preise 


L sebe [Leser gAHZ rar: 


Sonne, Strand, Garten oder Parkbank ... 


"Willkommen in der 
- Maulkörb-Republik 


Was braucht man mehr, um die 
Ferienfreizeit zu genießen? 


Etwas zum Lesen! Man kann ja 
nicht stundenlang in die Sonne 
blinzeln, Leuten nachschauen 
oder den Möwen oder Tauben 
zugucken, die nach Futter pik- 
ken, — der Geist will ja auch et- 
was zu futtern haben! 


Da blättert man in allem, was 
greifbar ist. 


Und genau für solche Zufallsle- 
ser haben wir unsere »UN-Feri- 
en-Sonderausgabe« gestaltet! 

In den Vorjahren hat sich ge- 
zeigt, daß diese massenhaft 
verteilten »Samenkörner« bei 


IM FREUNDESKREIS 
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für den Endverbraucher nicht er- 
höht werden müssen — also nix 
mit Kaufwut. 


Wenn unsere »klugen« Politiker 
jetzt erkennen, daß durch Steu- 
ersenkungen der Konsum ange- 
kurbelt werden kann, muß man 
sich die Frage stellen, warum 
der Mehrwertsteuersatz bislang 
nur eine Richtung kannte — nach 
oben. 


Auf eines können sich unsere 
»Eliten« allerdings immer ver- 
lassen: auf das kurze Gedächt- 
nis der Bürger bis zur nächsten 
Wahl. 


Den Kirchen rennen 
die Mitglieder davon 


Bei den Katholiken lagen die Kir- 
chenaustritte im Jahr 2019 mit 
220.000 anscheinend auf Re- 
kordhoch. Man möchte hoffen, 
daß dieser Trend sich auch in der 
evangelischen Kirche fortsetzt! 


etlichen Lesern auf fruchtbaren 
Boden gefallen sind und wir 
weitere Gleichgesinnte für un- 
sere Vorstellungen von einer Po- 
litik zum Wohle unseres Volkes 
gewinnen konnten. 

Jetzt liegt es an Ihnen, liebe 
Leser, diese Ferienzeitung 
überall zu verteilen oder »ver- 
sehentlich« liegen zu lassen, 
wo sie Leute sehen, die endlich 
mal Zeit und Muße haben ...! 
Ein Anruf genügt, und wir 
senden Ihnen 20, 50, 100 
oder mehr Exemplare: 0208- 
840132! 


Ihre UN-Mitarbeiter 
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Immer mehr Gläubige erkennen, 
daß eine Mitgliedschaft in einer 
der beiden großen, christlichen 
Kirchen nichts mehr mit ihrem 
Glauben zu tun hat. 


Konsequenterweise sollte man 
daher seine Kirchensteuer lie- 
ber direkt der SED/GRÜNE/SPD 
überweisen, ins Mittelmeer schip- 
pern, um dort mit Schleppern zu 
paktieren oder, wer gerne an der 
frischen Luft ist, gleich der Antifa 
beitreten. 


Neuer Posten 
für Frau Nahles 


Andrea Nahles hat nach ihrer 
steilen, aber wenig erfolgreichen 
Parteikarriere (inkompetent so- 
wohl als sozialdemokratische 
Generalsekretärin, Fraktions- 
und Parteivorsitzende als auch 
als Bundesministerin für Arbeit 
und Soziales) im letzten Jahr die 
Reißleine gezogen und die Brok- 
ken hingeschmissen. 


Wir bitten unsere Leser, Kostenbei- 
träge und/oder Spenden mit diesem 
Vordruck zu begleichen. Wenn Sie 


Nun bekommt sie endlich einen 
neuen Job: Sie wird Präsidentin 
der Bundesanstalt für Post und 
Telekommunikation (BAnst PT), 
bekommt also endlich den ihr 
zustehenden und lang ersehnten 
Versorgungsposten für ehemali- 
gen Spitzenfunktionäre. 

Die BAnst PT untersteht dem 
Bundesministerrum der Finan- 
zen, ihr politischer Weggefährte, 
Finanzminister Olaf Scholz, wird 
den Arbeitsvertrag durchwinken. 


Als Qualifikation dient ihr das 
1999 nach 20 Semestern mit 
Magister Artium abgeschlossene 
Germanistik-Studium. Titel ihrer 
Magisterarbeit: »Die Funktion 


von Katastrophen im Serien-Lie- 
besroman«. 


Der Muezzin ruft 


Wie abzusehen, versuchen die 
Islam-Verbände statt des kleinen 
Fingers gleich den ganzen Arm 
zu nehmen - sie wären ja auch 


dies schon erledigt haben, ignorie- 
ren Sie diesen Vordruck bitte. Unsere 
Leser außerhalb der Bundesrepublik 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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mit dem Klammerbeutel gepu- 
dert, wenn sie es bei den bun- 
desrepublikanischen, wachswei- 
chen Politikern nicht versuchten. 


Der als befristet deklarierte, öf- 
fentliche Muezzin-Ruf in etlichen 
Städten quer durch die Repu- 
blik sollte auf die Corona-Krise 
beschränkt bleiben. Es gehör- 
te schon vor Wochen nicht viel 
Fantasie dazu, diese Befristung 
in das Reich der Wunschvorstel- 
lung zu verbannen. 


In Krefeld will die FDP nun prü- 
fen, ob der Muezzin-Ruf auf 
Dauer über die niederrheinische 
Stadt schallen darf. 


Mohammed wird sich verwundert 
die Augen reiben und Karl Mar- 
tell, Prinz Eugen und die Millio- 
nen getöteter Kämpfer gegen die 
Ausbreitung des Islams in Euro- 
pa werden sich in ihren Gräbern 
umdrehen. 


Die CDU zeigt sich in Sachen 
Muezzin-Ruf noch zögerlich, es 
könnte ja den einen oder ande- 
ren Wähler verschrecken — än- 
dert aber mittelfristig nichts am 
Ergebnis: Der Ruf des Muezzins 
vom Minarett wird fester Be- 
standteil der deutschen Kultur. 
Danke Mutti! 


Deutschland bitten wir, landesspezi- 
fische Vordrucke zu verwenden. Die- 
se erhalten Sie von Ihrer Hausbank. 
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Offizielle US-Industriespionage bei VW 


Obwohl es hin und wieder in 
der Presse erwähnt wurde, ist 
es wahrscheinlich den mei- 
sten Deutschen nicht bekannt 
oder bewußt: 


Seit 2017 schnüffelt ein von 
der US-amerikanischen Ju- 
stizbehörde eingesetztes 
Team von bis zu 100 Perso- 
nen auf dem Werksgelände 
von Volkswagen, um die »Auf- 
arbeitung« des Diesel-Skan- 
dals zu überwachen. 


Der Oberaufpasser, Larry 
Thomson, wünscht sich noch 
mehr Informationen von den 
Mitarbeitern. Das Vertrauen 
müsse noch wachsen, und je- 
der müsse wissen, wo und wie 
er seine Hinweise (Denunzia- 


Bild von unserekleinemaus auf Pixabay 


tionen) loswerden könne. Im 
altbewährten Umerziehungs- 
jargon macht er klar: 


»Damit VW ein hohes Niveau 
bei Kultur, Integrität und Com- 
pliance erreichen kann, müs- 
sen die Mitarbeiter verstehen, 
wofür das Unternehmen steht. 
Das erfordert viel Training.« 


Kein Büro, keine Werkhalle, 
kein Entwicklungslabor darf 
verschlossen bleiben — auch 
an Vorstandssitzungen dür- 
fen »unsere amerikanischen 
Freunde« teilnehmen. 


Wer immer noch glaubt, 
Deutschland sei 1945 be- 
freit worden, der hat den 
Schuß bis heute nicht ge- 
hört. 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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